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Jakob Augstein

Deutschland hatte mal eine 
Bundeskanzlerin, die war be-
rühmt dafür, dass sie die Sa-
chen „vom Ende her“ dachte. 
Für ihren Nachfolger gilt of-

fenbar eher: Der Weg ist das Ziel. Das passt 
-

setzung von Twitter mit anderen Mitteln 
erscheint. Russland hat einen verbrecheri-
schen Krieg gegen die Ukraine begonnen. 
Der Westen hat sich entschieden, darauf 
mit militärischer Unterstützung und noch 
nie da gewesenen Sanktionen zu reagieren. 

Krieg ein – und trägt damit auch Mitver-
antwortung für Verlauf und Ende des Krie-
ges. Es wird viel über Wladimir Putins 
Kriegsziele gerätselt. Aber der Westen soll-
te sich auch über die eigenen Ziele klar 
werden. Hat also Kanzler Olaf Scholz eine 
Vorstellung davon, wie dieser Krieg enden 
soll und wie es danach weitergeht?

Abscheu für den Angreifer und Mitleid 
für die Opfer: Das sind die beiden starken 

Denken zurzeit prägen. Auch wenn es un-
ter diesen Umständen schwerfällt, sollte 
man aber festhalten: Die westliche Antwort 
auf Putins Krieg war eine Entscheidung, 
keine Notwendigkeit. Die Ukraine ist nicht 

-

entsprechend. 
-

nen gegen Russland als „Kriegshandlung“ 
bezeichnete, war das keine rhetorische 
Übertreibung. Krieg wird längst nicht mehr 
nur mit Bomben geführt. Die Vorstellung, 
was ein Mittel des Krieges ist, hat sich ge-
ändert. Auch die sogenannten Cyberangrif-

Die Spirale der Unsicherheit

Kostenlos transportiert die Deut-
sche Bahn Flüchtende aus der 
Ukrai ne, Telefonanbieter ver-

schenken gebührenfreies Telefonieren. 
-

halben Anteilnahme. Selbstlos nehmen 
Deutsche Schutzsuchende bei sich  
zu Hause auf. Derzeit sind fast drei Mill-
ionen Ukrainer:innen auf der Flucht. 
160.000 davon sind mittlerweile in 
Deutschland registriert. Die Zahl der 

men, 
liegt jedoch viel höher. Denn Ukrainer 
dürfen gemäß der am 3. März er lassenen 
„Massenzustrom-Richtlinie“ der EU  
ohne Visum einreisen. Sie erhalten für 
mindestens ein Jahr einen Aufenthalts-
status, dürfen arbeiten, zur Schule und 
Fortbildung gehen, sie haben Anspruch 
auf Sozialleistungen, medizinische  
Versorgung und angemessene Unter-
bringung.

Die derzeit zu beobachtende Solidari-
tät mit den Notleidenden ist beeindru-
ckend, ja berührend. Und das trotz eige-
ner starker Ängste vor den Folgen des 

auch wegen dieser Ängste. Weckt dieser 
Krieg neben der real vorhandenen Bedro-
hung auch Assoziationen zur NS-Ver-
gangenheit: Die Erinnerungen an den or-
ganisierten Massenmord, die massive 
Zerstörung sowie Flucht und Leid sind in 
den Nachkommen der Verfolgten und 
ihrer Verfolger ungemindert wirkmächtig 

mit den neuen Opfern. 
Zugleich machen sich subtil nationa-

-
sche Töne breit. Die Ukrainer werden 
mitunter als „unseresgleichen“ darge-
stellt: gekleidet und gebildet wie wir,  
zivilisierte europäische Nachbarn eben. 
Die Kriege in Afghanistan oder Syrien 
wirken jetzt noch weiter entfernt, so als 
wären nicht auch sie Teil unserer Ge-

-

genden Menschenrechte. Denn Angela 
Merkels völkerrechtskonforme Asylpolitik 
von 2015 hat sich in Bezug auf afrika-

schon länger in eine völkerrechtswidrige 
verkehrt. Für diese Menschen bleiben 
die EU-Außengrenzen sogar in dieser aku-
ten Kriegssituation militärisch abgerie-
gelt. Seit Jahren schwelt dort ein niedrig-

ihr Recht auf ein Asylgesuch zu verweh-
ren. Belarus setzt Flüchtende als Druck-
mittel gegen die EU-Sanktionen in den 
Wäldern an der polnischen Grenze aus. 
Polen muss sich seit dem EU-Pakt für 
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zunehmen. Täglich ertrinken die Opfer 
von Kriegen oder Menschenrechtsver-
letzungen vor den Augen der Europäi-

griechische Küstenwache setzte sogar 
Kinder in Schlauchbooten im Meer aus, 
um sie ohne Schutz ihres Lebens in die 
Türkei zurückzudrängen. Mindestens 
20.000 Menschen sind seit 2014 ertrun-

ist hoch. Die EU-
Abschreckungsstrategien verstoßen 
massiv gegen europäisches Recht und 
internationale Konventionen.

illegaler Einwanderung und vermeintli-

behandelt. Ihre Handys werden beschlag-
nahmt, ihr Kontakt zur Außenwelt  
gekappt. In Aufnahmezentren erwarten 
sie miserable Lebensumstände. Nach 
monatelangem Warten werden die meis-
ten wieder abgeschoben. Dass es auch 
anders geht, zeigt unsere Solidarität 
mit den Ukrainer:innen. Wir sollten sie 
zu unserem allgemeinen Handlungs-
prinzip machen.

 deckt doppelte Standards auf

aufnehmen. Aber sie sind nicht die Einzigenfe müssen keine Opfer an Leib und Leben 
fordern, um als kriegerische Handlung ein-

Maßnahmen gelten, die bis in den letzten 
Winkel Russlands den Menschen das Leben 
noch schwerer machen werden? Das ist pa-

sich bekanntlich unter anderem daran ent-
zündet, ob das Land eines Tages in die 
NATO aufgenommen wird. Nun stellen wir 
fest: Der Schutz des Artikels 5 wird in aus-
gewählten Fällen auch Nichtmitgliedern 
zuteil.

Krieg führen immer nur die anderen. 
Das ist ein im Westen weitverbreitetes 
Missverständnis, das sich auch an der Re-

lässt. Die Deutschen haben Jahre ge-
braucht, sich einzugestehen, dass sie in Af-
ghanistan Krieg geführt haben. Jetzt scheu-
en sie sich vor der Erkenntnis, dass sie an 
der Seite der Ukraine in den Krieg gegen 
Russland eingetreten sind. Aber in Kriegs-
fragen herrschen nun einmal Verdrängen 
und Vergesslichkeit vor. Darum ignorieren 
wir schon wieder die Lehren, die sich von 
Vietnam bis Afghanistan ziehen lassen: Es 
ist viel leichter, einen Krieg zu beginnen 
oder zu führen, als ihn zu beenden. Das gilt 
für Putin. Aber es gilt eben auch für uns.

Beispielsweise könnte es schwierig wer-
den, die ganze Begeisterung am Militäri-
schen und Heroischen wieder einzufangen, 
die aus dem Netz in die Wirklichkeit ge-
schwappt ist und nun die Mühlen einer 
neuen Politik antreibt. Das Szenario der 
Herzen – bedingungsloser Rückzug der 
russischen Truppen, Wiederherstellung 

des Status quo ante, Reparationszahlungen 
durch den Angreifer – ist ja das einzige, das 
sicher nicht eintreten wird. Allein durch 

die Ukraine und der Westen ihm irgend-
welche von den Zugeständnissen machen 
müssen, die sie bis dahin für ganz ausge-
schlossen erklärt haben. Vielleicht wird die 
Ukraine die Krim aufgeben müssen; viel-

niemals der NATO beizutreten; vielleicht 
wird sie einer Demilitarisierung unter Auf-
sicht der OSZE zustimmen müssen.

Und dann müsste zum Beispiel der deut-

sich inzwischen daran gewöhnt hat, Putin 
in einem Atemzug mit Hitler zu nennen, er-
klären, dass diese Abmachungen das Beste 
seien, was für die Ukraine herauszuholen 
war, und dass man im Übrigen die Wirt-

-
der normalisieren werde und notgedrungen 
auch mit dem russischen Präsidenten wie-
der das Gespräch wird aufnehmen müssen. 
Oder will Scholz Putin für immer „canceln“?

Der Krieg in der Ukraine hat eine Vorge-
schichte. Er ist nicht vom Himmel gefallen 
und nicht aus der Hölle gestiegen. Im Jahr 
2008 endete der NATO-Gipfel in Bukarest 
mit dem Versprechen an die Ukraine und 
Georgien, beide in das westliche Verteidi-
gungsbündnis aufzunehmen. Daraufhin 
marschierte Russland noch im selben Jahr 
in Georgien ein. Im Jahr 2014 bot die EU der 
Ukraine ein Assoziationsabkommen an und 
die (immerhin gewählte) russlandfreundli-
che Regierung wurde abgesetzt. Russland 
reagierte mit der Besetzung der Krim. Was 
Russland und der Westen damals in Gang 

-
ler eine „Spirale der Unsicherheit“. Sie ent-
steht, wenn ein Land eine bestimmte Politik 
wählt, um die eigenen Sicherheitsinteressen 
zu befördern und dabei die eines anderen 
Landes verletzt – das dann entsprechend re-
agiert und immer so weiter. 

Der Ausstieg aus einer solchen Spirale ist 
schwierig. Der erste Schritt besteht darin, 
die eigene Verwicklung anzuerkennen. Es 
heißt, Putin sei der Gefangene seiner histo-
rischen Mythen. Aber das gilt auch für die 
Länder des Westens. Ihr Mythos ist der der 
eigenen Schuldlosigkeit.

Ukraine Es heißt, Wladimir 
Putin sei der Gefangene 
seiner historischen Mythen. 
Aber das gilt auch für  
die Länder des Westens

Es ist immer 
leichter, einen 
Krieg zu 
starten, als ihn 
zu beenden
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A N Z E I G E

■■ Sabine Nuss

Als kürzlich bekannt wurde, dass 
der neue schwarz-rote Berliner 
Senat ein sogenanntes Verge-
sellschaftungsrahmengesetz 
verabschieden möchte, war die 

Überraschung groß. Sollte das die gesetzli-
che Antwort auf das erfolgreiche Volksbe-
gehren vom Herbst 2021 sein? Eine Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen hatte da-
mals für die Enteignung renditeorientierter 
Immobilienkonzerne gestimmt. Daraufhin 
installierte der Senat eine Expertinnenkom-
mission. Ein Jahr Zeit bekam diese, um zu 
prüfen, ob und wie das Vorhaben verfas-
sungskonform umgesetzt werden könnte.

Ist die Empfehlung positiv, soll das Gesetz 
kommen. Kriterien für eine Vergesellschaf-
tung nach Artikel 15 des Grundgesetzes will 
man dann finden, so steht es im Koalitions-
vertrag. In den „Geschäftsfeldern der Da-
seinsvorsorge“, heißt es, „z. B. Wasser, Ener-
gie, Wohnen“. Wasser? Energie? „Zum Bei-
spiel“? Das geht weit über das hinaus, was 
die Initiative „Deutsche Wohnen & Co ent-
eignen“ gefordert hat. Es klingt, als wollten 
sich CDU und SPD den Weg offenhalten, 
ganz Berlin zu vergesellschaften, zumindest 
die Basics. Die Vorsitzende der Vergesell-
schaftungskommission, die einstige Bun-
desjustizminsterin Herta Däubler-Gmelin 
(SPD), begrüßte die Ankündigung im Koali-
tionsvertrag sogleich. Bald, vielleicht noch 
im Mai, soll der Abschlussbericht der Kom-
mission kommen. Man darf gespannt sein.

Gefühle für das Grundgesetz
Doch in welcher Tradition steht dieser gan-
ze Wirbel um Vergesellschaftung eigentlich 
und was wäre daraus zu lernen? Die Kampa-
gne „Deutsche Wohnen & Co enteignen“, die 
das Volksbegehren in Gang setzte, hatte den 
Begriff Vergesellschaftung nicht von Anfang 
an im Fokus. Sie entschieden sich für „Ent-
eignung“. Die Mieterinnen der Stadt waren 
wütend. „Enteignen“ ist emotional aufgela-
den, „enteignen“ polarisiert. Der Begriff soll-
te mobilisieren, der Ohnmacht ein Ventil 
geben. Erst als sich die Aktivistinnen auf 
den Weg machten, zu prüfen, auf welcher 
juristischen Basis ihre Forderung umgesetzt 
werden könnte, sind sie auf Artikel 15 gesto-
ßen: „Grund und Boden, Naturschätze und 
Produktionsmittel“, so heißt es da, „können 
zum Zwecke der Vergesellschaftung in Ge-
meineigentum oder andere Formen der Ge-

meinwirtschaft überführt werden“. Gegen 
Entschädigung, wird noch ergänzt. Das ist 
ein Unterschied ums Ganze zum Artikel 14 
Absatz 3. Der ermöglicht, worüber die ganze 
Zeit gestritten wurde, worum es aber nie 
ging: Enteignung. Anders bei Artikel 15. Da 
steht vor allem der Unternehmenszweck im 
Fokus. Vergesellschaftung schreibt Gemein-
nützigkeit vor. Gewinnmaximierung ist 
nicht erlaubt. Das klingt gut, ist aber alles 
andere als voraussetzungslos. Noch nie kam 
diese Norm zur Anwendung, einen Präze-
denzfall gibt es nicht, kein Mensch kann mit 
Bestimmtheit sagen, was das ist: „andere 
Formen der Gemeinwirtschaft“. Und was 
sind eigentlich „Produktionsmittel“?

Der Artikel 15, so formulierte es ein Ver-
fassungsrechtler, wurde aus dem Dornrös-
chenschlaf geweckt. 61 Männer und vier 
Frauen, der Parlamentarische Rat, hatten 
ihn 1949 ins Grundgesetz verhandelt. Den 
Protokollen zufolge wollte nur die national-
konservative Deutsche Partei den Artikel 
wieder aus der Verfassung streichen. Heute 
steht die FDP in dieser Tradition. Zweimal 
wollte sie ihn schon kippen. Ohne Erfolg.

Vergesellschaftung war lange Zeit eine der 
zentralen Forderungen der Arbeiterbewe-
gung. Es wurden und werden unterschiedli-
che Konzepte damit verbunden. Allen ge-
meinsam ist die Forderung, den Privatei-
gentümern der Produktionsmittel die 
Entscheidung über die Art ihrer Verwen-
dung aus der Hand zu nehmen. Ob dann 
aber der Staat darüber verfügt, oder regio-
nale Einheiten wie Kommunen, ob Arbeite-
rinnenräte darüber verfügen, ob alle Sekto-
ren oder nur bestimmte davon betroffen 
sein sollen, ob der Markt, das Geld oder die 
Konkurrenz damit aufgehoben wäre oder 
nicht, davon handeln jene ganz unter-
schiedlichen Vorstellungen. Lediglich darin, 

dass die Maximierung von Profit, den sich 
wenige aneignen, nicht mehr Zweck des 
Produzierens sein sollte, darin bestand Ei-
nigkeit. Das Wohl aller war das Ziel. Nicht 
mehr die Wirtschaft sollte die Gesellschaft 
kontrollieren, umgekehrt sollte es sein. 

Der historische Verlauf der Debatten um 
Vergesellschaftung kann als Reflex des je-
weiligen Entwicklungsstands der kapitalis-
tischen Produktionsweise gelesen werden. 
Im Gothaer Programm der Sozialistischen 
Arbeiterpartei Deutschlands von 1875 hieß 
es, „die Befreiung der Arbeit erfordert die 
Verwandlung der Arbeitsmittel in Gemein-
gut der Gesellschaft und die genossen-
schaftliche Regelung der Gesamtarbeit mit 
gemeinnütziger Verwendung und gerech-
ter Verteilung des Arbeitsertrages“. Als zen-
trale Propagandisten der Idee, Produkti-
onsmittel zu vergesellschaften, gelten Karl 
Marx und Friedrich Engels. 1848 erschien 
das Kommunistische Manifest. Marx und 
Engels hatten es im Auftrag des Kommu-
nistischen Bundes geschrieben. Es war eine 
Kampfschrift, eine flammende Rede gegen 
das Privateigentum an Produktionsmit-
teln. Engels kritisierte einige Jahrzehnte 
später eine Programmschrift Karl Kautskys 
als „matt“, riet ihm, doch zu schreiben, dass 
die Befreiung des Proletariats ohne die 
„Vergesellschaftung der Produktionsmit-
tel“ unmöglich sei. 

Sozialisierung gewann nach dem Ersten 
Weltkrieg schließlich Verfassungsrang mit 
Artikel 156 der Weimarer Reichsverfassung. 
Es waren die Erfahrungen mit der Kriegs-
wirtschaft im Ersten Weltkrieg und schließ-
lich die Novemberrevolution, die Vergesell-
schaftung als reale Möglichkeit aufscheinen 
ließen. Sogar eine hochrangig besetzte Sozi-
alisierungskommission wurde installiert. 
Dennoch, der Artikel zur Sozialisation in der 
Weimarer Verfassung wird in der Literatur 
als zahnlos bezeichnet. Das ist nicht er-
staunlich, war die ganze Verfassung am 
Ende doch ein Kompromiss zwischen bür-
gerlichen und sozialistischen Kräften. Auch 
die Sozialisierungskommission erzielte 
nicht die gewünschte Wirkung. Ihre Arbeit 
wurde von den Kritikern behindert, ihre 
Macht eingeschränkt. Auch Befürworter 
von Vergesellschaftung äußerten vor dem 
Hintergrund der Nachkriegswirtschaft die 
Sorge, der Produktionsablauf in der Indus-
trie könnte durch Experimente gestört wer-
den. Man wollte Stabilität und hatte offen-
sichtlich wenig Vertrauen in die Selbstorga-
nisationskräfte der Arbeiterinnen. Es war 
das Wohlstandsversprechen der erst „frei“, 

dann wegen der vielen Streiks lieber „sozial“ 
genannten Marktwirtschaft, das die Idee 
von Vergesellschaftung nach dem Zweiten 
Weltkrieg sukzessive verdrängte. Vergesell-
schaftung fand zunehmend nur noch in 
Programmen und Proklamationen linker 
Parteien und Gewerkschaften statt. Im De-
zember 1987 forderte der IG-Metall-Vorsit-
zende Franz Steinkühler vor dem Hinter-
grund drohender Stilllegungen die Verge-
sellschaftung der Stahlindustrie. Man findet 
einzelne Fälle, wo Vergesellschaftung noch-

Happy End Enteignung
Daseinsvorsorge CDU und SPD in Berlin klingen, als würden sie bald die ganze Hauptstadt vergesellschaften wollen

mal aufpoppte. Eine breite Debatte gab es 
aber nie wieder. Vergesellschaftung hatte es 
auch deshalb schwer, weil der real existie-
rende Sozialismus in Ostdeutschland und 
der Sowjetunion für sich beanspruchte, die 
Produktionsmittel bereits vergesellschaftet 
zu haben. Planwirtschaft lautete die dem 
entsprechende Wirtschaftsform. Stalin 
sprach explizit von „gesellschaftlichem Ei-
gentum“. De facto aber wurde ein staatli-
cher, repressiver Machtapparat etabliert, der 
auf einer zentral gesteuerten Kommando- 
und Befehlsstruktur basierte. Mangelwirt-
schaft und politische Unfreiheit waren 
Kennzeichen jener Planwirtschaften.

Nach dem Neoliberalismus 
Diese Negativszenarien werden bis heute 
mit Vergesellschaftung in Zusammenhang 
gebracht. Insbesondere ihre Gegnerinnen 
instrumentalisieren dies. Franziska Giffey 
(SPD), jetzt Senatorin für Wirtschaft, Energie 
und Betriebe, spielte die Karte im Vorwahl-
kampf besonders gerne. Auch dem Sieges-
zug der neoliberalen Ideologie war dies 
dienlich. Die Privatisierungsoffensiven, mit 
denen die Regierungen seit den 1980ern 
ganz Europa überzogen, hatten die Argu-
mente auf ihrer Seite, vor allem jenes, dass 
Privateigentum effizienter sei. Es würde zu 
ungeahnter Produktivität führen, die Wett-
bewerbsfähigkeit stärken, Wachstum und 
Wohlstand für alle schaffen. Bei Thomas Pi-
ketty finden wir allerdings, dass die Privati-
sierungen einer der Treiber der weltweit 
gewachsenen sozialen Ungleichheit waren. 
Auch den Klimawandel buchen nicht weni-
ge auf das Konto des Privateigentums. Mög-
licherweise sind es jetzt die Folgen des neo-
liberalen Kapitalismus, die der Vergesell-
schaftung eine Renaissance bescheren.

Wenn die Kommission in Berlin dem Se-
nat das Signal gibt, ein Vergesellschaftungs-
rahmengesetz zu formulieren, wird dies das 
Thema hoffentlich dorthin hieven, wo es 
hingehört: in eine breite öffentliche Debat-
te. Werden die Aktivistinnen recht behalten, 
die von einem „Vergesellschaftungs-Ver-
schleppungsgesetz“ sprechen? „Das Gesetz 
tritt zwei Jahre nach seiner Verkündung in 
Kraft“, steht im Koalitionsvertrag. Da ist die-
ser Senat vielleicht nicht mehr im Amt.

Was ist aus alldem zu lernen? Vergesell-
schaftung hat eine lange Geschichte, aber 
kein Vorbild, ist bei Regierungen nicht gut 
aufgehoben, braucht Fantasie und Initiative 
„von unten“, Lust auf Veränderung jenseits 
ausgetretener Pfade und vor allem Durch-
haltevermögen. Es gibt mächtige Gegner.

Von Sabine Nuss erscheint im September 
das Buch Wessen Freiheit, welche Gleichheit? Die 
Ideologie des Privateigentums und die 
Notwendigkeit einer anderen Vergesellschaftung 

Wasser, dazu 
Energie? Das 
wäre mehr als 
„Deutsche 
Wohnen & Co 
enteignen“ 

Der Berliner Fernsehturm gehört heute einer Telekom-Tochtergesellschaft, die seit Kurzem zu 51 Prozent zwei Investmentfirmen aus den USA und Kanada gehört
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